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Ministerium lehnt
frühere Ferien in

Hildburghausen ab
Hildburghausen/Erfurt – Trotz hoher Co-
rona-Infektionsraten in einzelnen Kreisen
lehnt das Bildungsministerium verlängerte
Weihnachtsferien ab. Am Freitag hatte sich
der Landkreistag dafür ausgesprochen,
Schulen dort zu schließen, wo die Infekti-
onsraten hoch sind. „Wenn viele Lehrer in
Quarantäne sind, wie sollen Schulen dann
aufbleiben?“, fragte die Greizer Landrätin
Martina Schweinsburg (CDU).

Das Ministerium verwies auf die Ampel-
regelung für Schulen und Kindergärten.
Schließungen gebe es, wenn die Infektions-
zahlen an der Einrichtung die Grenzen
überschreiten. Weitere Entscheidungen
sollen am Mittwoch getroffen werden.

Der Vorschlag, bereits am 11. Dezember
in die Ferien zu starten, war von Hildburg-
hausens Landrat Thomas Müller (CDU) ge-
kommen. Müller war zuvor auch mit For-
derungen nach einem Total-Lockdown in
seinem Kreis beim Land abgeblitzt. Hild-
burghausen meldete am Freitag eine Sie-
ben-Tage-Inzidenz von 302 Neuinfektio-
nen auf 100000 Einwohner. Das ist der
höchste je in Thüringen gemessene Wo-
chenwert. Damit rückt Hildburghausen in
die Gruppe der zehn am stärksten von der
Pandemie betroffenen Regionen Deutsch-
lands auf. In den Kreisen Hildburghausen,
Sonneberg, Coburg und Kronach hat die
Gesamtzahl der Infektionen seit Pande-
miebeginn die Schwelle von einem Prozent
der Bevölkerung erreicht.

Unterdessen meldeten der Unstrut-Hai-
nich-Kreis und der Kreis Sömmerda große
Ausbrüche in Pflegeheimen. In Großvargu-
la wurden 29 Bewohner sowie acht Mitar-
beiter positiv getestet. er/ek Seiten 6, 16, 32

Armut trifft
mehr Thüringer

Erfurt/Berlin – In Thüringen ist der Anteil
derjenigen Menschen, die als arm gelten,
einer Studie zufolge nach wie vor größer als
im Bundesdurchschnitt. Wie aus dem Ar-
mutsbericht des Paritätischen Wohlfahrts-
verbands hervorgeht, lag die Armutsquote
in Thüringen im vorigen Jahr im Freistaat
bei 17 Prozent, der Bundesdurchschnitt bei
15,9 Prozent. Im Jahr 2018 waren es noch
16,4 und 15,5 Prozent. Den höchsten An-
teil armer Menschen hat der Studie zufolge
Bremen mit 24,9 Prozent.

Bundesweit gelten dem Bericht zufolge
13,2 Millionen Menschen als arm. Das
seien so viele wie seit der Wiedervereini-
gung nicht mehr.

Als arm gelten Haushalte, die über weni-
ger als 60 Prozent des mittleren Einkom-
mens verfügen. Damit lag die Armuts-
schwelle 2019 für eine alleinstehende Per-
son bei 1074 Euro, für Alleinerziehende
mit einem Kind bei 1396 und für ein Paar
mit zwei Kindern bei 2256 Euro. jwe

Tod einer Rentnerin
gibt Rätsel auf

In Geraberg im Ilm-Kreis ist
am Donnerstagabend eine
86-jährige Frau in einer
Gartenanlage tot aufgefunden
worden. Laut Staatsanwalt-
schaft handelt es sich um ein
Tötungsverbrechen.

VonDanny Scheler-Stöhr undAnke Kruse

Geraberg – In einer Gartenanlage in Gera-
berg im Ilm-Kreis ist am Donnerstagabend
eine 86-jährige Frau tot aufgefunden wor-
den. Die Frau stammte aus Ilmenau, hatte
in Geraberg aber einen Garten. Wie die
Staatsanwaltschaft Erfurt auf Nachfrage
dieser Zeitung mitteilte, handelt es sich um
ein Tötungsverbrechen. Hintergründe zur
Tat wollte die Staatsanwaltschaft aus er-
mittlungstaktischen Gründen nicht nen-
nen. Auch gäbe es noch keinen Tatver-
dächtigen. Es wird in alle Richtungen er-
mittelt.

Beamte der Landespolizeiinspektion Go-
tha und Spezialisten des Landeskriminal-
amtes hatten die Ermittlungen vor Ort auf-
genommen. Auch am Freitag noch waren
in der abgesperrten Gartenanlage die Poli-
zisten auf der Suche nach Spuren. Die Be-
amten haben nach Angaben einer Augen-

zeugin die Wiesen hinter den Gärten bis
hin zum neu angelegten Teich im Morba-
cher Park akribisch abgesucht. „Ich finde es
sehr, sehr schlimm, was hier passiert ist.
Vor allem, wenn ich mir vorstelle, dass
auch ich alleine unterwegs bin oder dass
sich auch andere Spaziergänger und Fami-
lien mit ihren Kindern im Morbacher Park
erholen wollen oder den Spielplatz aufsu-
chen …“, sagte sie.

Auch Vertreter aus der Kommunalpolitik
waren entsetzt. Dominik Straube, Bürger-

meister der Landgemeinde Geratal, zeigte
sich erschüttert. „Dabei denkt man sonst,
so etwas passiert nur woanders und vor al-
lem weit weg. Aber jetzt ist es quasi vor der
Haustür passiert. Das macht mich sehr
traurig.“ Für Ortschaftsbürgermeister Hol-
ger Frankenberg ist es „sehr schlimm, dass
so etwas hier im Ort passiert und mögli-
cherweise einem unschuldigen Menschen
das Leben genommen wurde. Darüber bin
ich sehr erschüttert und sprachlos. Es ist so
schon eine trostlose Zeit.“

DiePolizeibeamtenhabennachdemLeichenfundauchamFreitagvormittag nochdieWiesen inGeraberg akribisch nachmöglichenSpurenei-
nes Täters abgesucht. Foto: Constanze Wagner

Die Polizei undSpezialisten des Landeskriminalamtes untersuchendenTatort. Foto: Wichmann

Beamte sollen in die Rentenkasse zahlen
Beamte, die 2030 jünger als 30
sind, sollen in die gesetzliche
Rentenversicherung (GRV) ein-
bezogen werden. So steht es in
einem Konzept des Fachaus-
schusses für Soziales der CDU.

Berlin – Unter der Überschrift „Wir wollen
eine funktionierende Rente für alle“ weist
das Konzept darauf hin, dass es heute für
Selbstständige, Berufe mit eigenen Versor-
gungswerken und Politiker verschiedene,
von der GRV unabhängige Alterssiche-
rungssysteme gebe: „Die Rentensysteme
jenseits der GRV werden von der Bevölke-
rung als Privilegien betrachtet, an denen

sie nicht teilnehmen können.“ Deshalb sei
es für die CDU „vorstellbar“, die GRV in
eine Erwerbstätigenversicherung weiterzu-
entwickeln: „Dabei wollen wir als ersten
Schritt ab 2030 die Personen unter 30 Jah-
ren, die als Beamte, Selbstständige oder Po-
litiker tätig sind bzw. werden, in die GRV
integrieren. Alle, die älter sind, bleiben in
ihren bisherigen Versorgungswerken.“ Die
Nettogehälter der Beamten dürften im Zu-
ge der Einbeziehung in die GRV nicht sin-
ken. Hintergrund: Wären die Beamten in
der GRV, müssten sie – genau wie Arbeit-
nehmer – aus ihrem Einkommen Beiträge
an die Rentenkasse abführen.

Lob für den Vorstoß aus den Reihen der
CDU kommt vom SPD-Bundestagsabge-
ordneten Martin Rosemann: „Die SPD ist

schon seit Langem für eine Erwerbstätigen-
versicherung, in die alle Beschäftigten soli-
darisch einzahlen. Wenn die CDU das jetzt
auch will, können wir sofort darüber ver-
handeln“. Aus Sicht des Linken-Bundes-
tagsabgeordneten Matthias Birkwald ist
der Vorschlag richtig, aber nicht ehrgeizig
genug: „Ich begrüße das klare Bekenntnis
aus Kreisen der CDU zu einer Erwerbstäti-
genversicherung. Es zeugt aber nicht von
Entschlossenheit, wenn man damit erst
2030 beginnen will.“ Bis 2050 durchlebe
Deutschland einen starken demografi-
schen Wandel. Um ihn bewältigen zu kön-
nen, müssten Beamte und Erwerbstätige
mit hohen Einkommen deutlich eher als
2030 in die Rentenkasse einzahlen.

Kai Rosenberger, der Landesvorsitzende

des Beamtenbunds/Tarifunion von Baden-
Württemberg, betont, dass es theoretisch
natürlich möglich sei, neu einzustellende
Beamte in die GRV einzubeziehen. Davon
bleibe aber der im Grundgesetz niederge-
legte „Alimentationsgrundsatz“ unbe-
rührt. Er besagt, dass der Dienstherr Beam-
ten amtsangemessene Bezüge und Pensio-
nen gewähren muss. „Niemand darf ernst-
haft glauben“, so Rosenberger, „die Beam-
ten mit einer Integrierung in die gesetzl.
RV den Rentnern gleichstellen zu kön-
nen.“ Die Integration in die GRV spare
auch kein Geld. Rosenberger sagt, dass der
Dienstherr für Beamte im Fall der Integra-
tion in die GRV eine „adäquate Zusatzver-
sorgung in Form einer betrieblichen Alters-
vorsorge“ aufbauen müsse. wal Meinung

Meinung

Weniger Privilegien
für Beamte

Zum Vorstoß aus der CDU, auch Beamte und

Politiker in die Rentenkasse zahlen zu lassen

Von Bernhard Walker

D ie trauen sich was,
die Mitglieder im

Ausschuss für Soziales der
CDU. Da verteidigt ihre
Partei die Tatsache, dass
Beamte, manche Selbst-
ständige und Politiker
nicht in die Rentenkasse
zahlen. Doch der Aus-
schuss sagt der Parteilinie
Adieu und erklärt zutref-
fend, dass die Bevölkerung die Sicherungssys-
teme abseits der gesetzlichen Rentenversiche-
rung (GRV) als „Privilegien“ betrachtet.

Der Ausschuss schlägt deshalb vor, Beamte,
die 2030 jünger als 30 sind, in die GRV einzu-
beziehen. Das ist zwar nur ein Vorschlag, al-
lerdings eröffnet der Ausschuss eine Debatte,
die sich viele Bürger wünschen. Die fragen
sich, warum bei uns nicht gehen soll, was in
Österreich schon seit Jahren gilt. Dort hatte
2004 Bundeskanzler Wolfgang Schüssel durch-
gesetzt, dass nach einem Stichtag neu berufe-
ne Bundesbeamte in die Rentenversicherung
einbezogen werden. Eine solche Reform ist al-
so nicht bloß ein Projekt linker Umvertei-
lungsfantasten. Und doch hat sie zwei große
Haken. In Deutschland müssten 16 Länder
mitziehen, weil sie Dienstherr der meisten Be-
amten sind. Und teuer wäre es auch. Der Staat
müsste in einer langen Übergangszeit heute
schon erworbene Pensionsansprüche bezahlen
und für neue Beamte Beiträge an die Renten-
kasse abführen. Ob die Gesellschaft sie bezah-
len will? redaktion@freies-wort.de

Parteien nennen AfD
Demokratiefeinde

Berlin – Nach der Belästigung von Politikern
im Bundestag durch Besucher haben sich die
anderen Fraktionen geschlossen gegen die AfD
gestellt. Union, SPD, FDP, Grüne und Linke
brandmarkten die Rechtspopulisten als „De-
mokratiefeinde“. Drei Abgeordnete der AfD
hatten die Störer am Mittwoch in den Bundes-
tag eingeladen. Fraktionschef Alexander Gau-
land nannte das Verhalten zwar „unzivilisiert“.
Dies werteten die anderen Fraktionen aber als
pure „Heuchelei“.

Die AfD will derweil gegen das am Mittwoch
verabschiedete Infektionsschutzgesetz vor dem
Verfassungsgericht klagen. Das sagte AfD-Vize
Tino Chrupalla der Neuen Berliner Redaktions-
gesellschaft. Ob die Klage zulässig ist, ist aber
fraglich. dpa/AFP Seite 7
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Hospizgruppe
verzeichnet

viele Anfragen
Suhl – Die Kontaktbeschränkungen, Abstands-
und Hygieneregeln stellen auch die ehrenamt-
lichen Helfer der Hospizgruppe Suhl vor große
Herausforderungen und manch schwere Ent-
scheidung. Gerade in der jetzigen Zeit, da viele
Besuche bei todkranken und sterbenden Men-
schen, aber auch die persönliche Unterstützung
der Angehörigen, nicht möglich sind, ist ihre
wichtige Arbeit mehr denn je gefragt. Während
der ersten Coronawelle im Frühjahr musste
diese Arbeit eingestellt werden. Das soll jetzt
vermieden werden. „Der Bedarf an Begleitun-
gen wird immer größer, weil die Einsamkeit
wächst“, sagt Britta Schlütter von der Hospiz-
gruppe Suhl. Etwa 70 bis 80 Sterbebegleitungen
leisten die Ehrenamtlichen pro Jahr. Gerade aus
Pflegeheimen kommen derzeit viele Anfragen.

Rund 50 Mitglieder zählt die Hospizgruppe
derzeit. Weitere sind in Ausbildung, die sich
durch Corona allerdings verzögert. Seite 9
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